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Brasilien Das Votum des Kongresses gegen die Präsidentin Rousseff treibt die 

Spaltung des Landes weiter. Ein Wechsel an der Spitze rückt näher

VON ANDREAS BEHN

RIO DE JANEIRO taz | Ein zwei 
Meter hoher Metallzaun soll 
die verfeindeten Lager vor dem 
Kongressgebäude in Brasília 
auseinanderhalten. Hundert-
tausende sind an diesem Sonn-
tag gekommen, um auf ihrer 
Seite des Zauns entweder für 
oder gegen die Amtsenthe-
bung von Brasiliens Präsiden-
tin Dilma Rousseff zu demons-
trieren.

Die Spaltung im Land ist seit 
Monaten zu spüren. Vielen gilt 
die Mauer mitten im Regie-
rungsviertel der Hauptstadt als 
Symbol der politischen Zukunft 
– jetzt, nachdem kaum noch je-
mand daran zweifelt, dass Präsi-
dentin Rousseff und mit ihr die 
Arbeiterpartei PT aus dem Prä-
sidentenpalast gedrängt wird.

Weit über vier Stunden dau-
erte die Abstimmung im Parla-
ment, die am Sonntagabend wie 
ein Fußballspiel live auf Groß-
leinwänden im ganzen Land ge-
zeigt wurde. Und so tumultuös 
und gefühlsgeladen wie beim 
Fußball lief auch die Sitzung 
ab. Kurz vor Ende jubelten die 
meist grün-gelb geschmückten 
Anhänger der Opposition: Mit 
367 von 513 Stimmen stimmten 
deutlich mehr als die notwen-
digen zwei Drittel der Abgeord-
neten für die Einleitung eines 
Amtsenthebungsverfahrens.

Jetzt ist der Senat dran
Das ist mehr als eine Vorent-
scheidung. Denn im Senat be-
nötigt die Opposition jetzt nur 
eine einfache Mehrheit, dann 
muss Rousseff zunächst für 180 
Tage ihr Amt ruhen lassen. Nach 
diesen sechs Monaten, in denen 
die Amtsenthebung erneut ge-
prüft wird, muss der Senat er-
neut votieren und diesmal mit 
Zweidrittelmehrheit gegen die 
Präsidentin stimmen.

Gespalten sind auch die ers-
ten Reaktionen: Oppositions-
führer Aécio Neves sprach von 
einem „Sieg der Demokratie“. 
Parlamentspräsident Eduardo 
Cunha, der das Verfahren im 
Dezember angestoßen hatte, 
erklärte, Brasilien sei in der 
Talsohle angelangt: „Jetzt ist es 
notwendig, so schnell wie mög-
lich neue politische Stabilität zu 
schaffen.“

Für Staatsminister Jac-
ques Wagner dagegen wurden 
„30  Jahre Demokratie unter-
brochen“. Im Namen der Präsi-
dentin erklärte Bundesstaats-
anwalt José Eduardo Cardozo, 
dass Rousseff nicht zurücktre-

ten werde. Sie sei Opfer eines 
Komplotts geworden. „Deswe-
gen wird sie weiterkämpfen und 
der Gesellschaft zeigen, dass 
auf die schwer erkämpfte De-
mokratie nicht verzichtet wer-
den kann.“

Die Abstimmung war der Hö-
hepunkt einer monatelangen 
Kampagne, in der Rousseff und 
die PT für alle Übel im Land ver-
antwortlich gemacht wurden: 
Wirtschaftskrise, Korruption, 
politische Stagnation, schlechte 
Stimmung. Doch erst das dro-
hende Amtsenthebungsver-
fahren und das Überlaufen der 
wichtigsten Koalitionspartner 
zur Opposition kurz vor der Ab-
stimmung brachten den Macht-
wechsel in greifbare Nähe.

Das Problem für Rousseffs 
Kontrahenten war allerdings, 
dass der Präsidentin vielleicht 
politische Fehler, aber keine 
Verbrechen vorzuwerfen waren. 
Diese aber sind Voraussetzung 
für ein solches Verfahren. Des-
halb wurden in Brasilien durch-
aus übliche Haushaltstricks der 
Rousseff-Regierung derart auf-
gebauscht, dass sie von Abge-
ordneten sogar als „Verbrechen 
am Vaterland“ bezeichnet wur-
den. Konkret ging es um die Be-
zahlung von Staatsausgaben mit 
Geldern von staatlichen Ban-
ken, was in Vorwahlzeiten dazu 
diente, die kritische Haushalts-
lage zu verschleiern.

Die Regierung und ihre An-
hänger kreiden den Gegnern 
an, dass „ein Amtsenthebungs-
verfahren ohne nachgewiesenes 
Verbrechen ein Staatsstreich“ 
sei. Mit diesem Vorgehen wolle 
die Opposition den Weg zur 
Macht abzukürzen.

Das Tauziehen um die Amts-
enthebung und die Korruptions-
vorwürfe haben das Vertrauen 
in Politiker und Parteien er-
schüttert. Viele Brasilianer win-
ken ab, wenn es um Politik geht. 
Das ist eine Tendenz, vor der 
fortschrittliche Kräfte seit Lan-
gem warnen. Vor allem popu-
listischen rechten Kandidaten 
mit markigen Sprüchen bringe 
das Stimmen ein. Der heftige 
Rechtsruck im Kongress bei den 
Wahlen 2014, bei dem vor allem 
die Agrarierfraktion, die evan-
gelikalen und fundamentalis-
tischen Hardliner und die Ver-
treter der Waffenlobby an Ein-
fluss gewannen, wird auch auf 
die Politikverdrossenheit zu-
rückgeführt.

Der frenetische Jubel der Op-
positionanhänger über ihren 
Sieg im Parlament dürfte nicht 
lange anhalten. Ihre Machtüber-

nahme steht auf wackeligen Bei-
nen. Sobald Rousseff ihr Amt – 
voraussichtlich im Mai – ruhen 
lassen muss, wird ihr Vize, Mi-
chel Temer, an ihre Stelle treten. 
Seine PMDB war der wichtigste 
Koalitionspartner von Rousseffs 
PT und lief Ende März zur Op-
position über. Es wird erwartet, 
dass er sofort das Kabinett aus-
tauscht und eine breite Koaliti-
onsregierung unter Ausschluss 
der linken Parteien bildet.

Sollte Rousseff nun aber bei 
der endgültigen Abstimmung 
des Senats die Nase vorn ha-
ben, wäre das Politchaos per-
fekt. Sollte sie dagegen verlie-
ren, muss Temer nicht nur die 
Wirtschaftskrise in den Griff 
kriegen, sondern auch die PSDB 
von Oppositionsführer Aécio 
Neves ruhigstellen. Die möchte 
selbst so schnell wie möglich an 
die Macht.

Zudem ist Temers PMDB auch 
nicht beliebt. Den Rechten gilt 
sie als mitverantwortlich für die 
Regierungspolitik, den anderen 
als untreuer Partner. Temer ist 
überdies Verbündeter des um-
strittenen Parteikollegen Cunha, 
der sich im Korruptionsskandal 
um den halbstaatlichen Ölkon-
zern Petrobras als erster Politi-
ker vor dem obersten Gerichts-
hof verantworten muss.

Er wäre unter Temer Vizeprä-
sident; zudem ist er Aushänge-
schild eines Kongresses, der für 
viele jede Legitimität eingebüßt 
hat: Nach Angaben der Organi-
sation Transparência Brasil sind 
oder waren 273 der 513 Abgeord-
neten wegen Verbrechen wie 
Geldwäsche, Bestechung, Betrug 
und teils sogar schwereren Ver-
gehen angeklagt oder wurden 
verurteilt. Im Senat sieht es 
nicht anders aus: Mit 45 zu 36 
Senatoren liegt die Quote der 
vor Gericht gestellten Politiker 
deutlich über 50 Prozent.
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Die Schlammschlacht der Volksvertreter
KRISE Mehr als zwei Drittel der Abgeordneten stimmen für eine Absetzung der Präsidentin. Doch auch ihre Gegner gelten als korrupt

Kampfbereite Präsidentin: Sie werde nicht zurücktreten, ließ Rousseff ausrichten  Foto: Antonio Lacerda/dpa

■■ Was? Rousseffs Gegner werfen 
ihr vor, im Wahlkampf 2014 die 
Haushaltsdaten geschönt zu 
haben.

■■ Wann? Das Votum im Abge-
ordnetenhaus war nur der erste 
Schritt des Verfahrens. Nun muss 
der Senat bis Mitte Mai mit ein-
facher Mehrheit dem Amtsent-
hebungsverfahren zustimmen. 
Rousseffs Amtsführung würde 
danach für bis zu 180 Tage aus-
gesetzt. Am Ende des Verfahrens 
muss der Senat mit zwei Dritteln 
für Rousseffs endgültige Amts-
enthebung stimmen. (afp)

Das Verfahren

Frenetischer Jubel: Rousseff-Gegner feiern im Abgeordnetenhaus  Foto: Iano Andrade/dpa

BONN taz | Historisch. Erhebend. 
Demokratisch. Am 29. Septem-
ber 1992 schrieb Brasilien Ge-
schichte. Zum ersten Mal in der 
Historie des Landes zwang eine 
Korruptionsaffäre den Präsi-
denten, den Regierungspalast 
vorzeitig zu verlassen. Mit ei-
ner überwältigenden Mehrheit 
von 441 der 480 Abgeordne-
ten stimmte das brasilianische 
Parlament für ein Amtsenthe-

Die Verbrüderung
GESCHICHTE 1992 wurde in Brasilien erstmals ein 
Präsident seines Amts enthoben. Astrid Prange 
war damals für die taz bei der Abstimmung

bungsverfahren gegen den da-
maligen Präsidenten Fernando 
Collor de Mello.

Wie unter Starkstrom be-
richtete ich über diesen histori-
schen Augenblick. 1992 war das 
Jahr überhaupt für Brasilien. Im 
Juni fand der Erdgipfel von Rio 
statt, die UN-Klimakonferenz, 
auf der sich erstmals die Welt-
gemeinschaft zum gemeinsa-
men Klimaschutz verpflichtete.

Und drei Monate später diese 
Abstimmung. Den meisten La-
teinamerikanern saßen noch 
die politische Willkür und Ver-
folgung der Militärdiktatur in 
den Knochen. Präsident Fer-
nan do Collor de Mello war der 
erste demokratisch gewählte 
Präsident nach über 20 Jahren 
Militärdiktatur. Ausgerechnet 
er sollte zum Rücktritt gezwun-
gen werden?

Bei der Abstimmung im Par-
lament spürte ich diese Angst, 
obwohl kein einziger Abgeord-
neter es auch nur wagte, sie öf-
fentlich auszusprechen. Ganz 
Lateinamerika starrte gebannt 
auf die Hauptstadt Brasilia. 
Wenn es dort möglich war, kor-
rupte Politiker auf demokrati-
schem Wege ihres Amtes zu ent-
heben, warum sollte dies woan-
ders nicht auch möglich sein?

Ja, es war möglich. Und ich 
gebe zu, es fiel mir schwer, 
meine journalistische Distanz 
zu bewahren. Ich war begeistert 
von der bestandenen demokra-
tischen Reifeprüfung, von der 
demokratischen Lektion, die 
Brasilien der Welt erteilte.

Doch Amtsvergehen ist nicht 
gleich Amtsvergehen. Das 1992 
erfolgreich genutzte Verfahren 
kann politisch missbraucht wer-

Verzweifelte Unterstützer: eine Anhängerin der Regierung nach dem Votum in Brasília  Foto: Felipe Dana/ap

den. Der Kampf gegen Korrup-
tion wird in Brasilien zurzeit je 
nach Parteizugehörigkeit nach 
anderen Kriterien ausgetragen.

 Nach der Abstimmung am 
1992 fielen sich im Plenarsaal 
alle um den Hals, Politiker, Jour-
nalisten, sogar das Sicherheits-
personal und die Reinigungs-
frauen umarmten sich. Am 
17.  April 2016 blieb diese Ver-
brüderung aus.  ASTRID PRANGE
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